
 

 

 
 

 
Politische Maßnahmen für  Wiederaufbau und Wandel als Antwort auf die Pandemie 

Zusammenfassung 

 
Angenommen auf der Tagung des EGÖD-Exekutivausschusses am 24.-25. November 2020 
 
Die COVID-19-Pandemie hat enorme Auswirkungen auf die Beschäftigten und unsere 
Gemeinschaften. Es war eine massive Antwort seitens der europäischen Länder erforderlich, 
um die direkten gesundheitlichen Auswirkungen auf die Gesundheit und die Dominoeffekte 
der ergriffenen Notfallmaßnahmen zu bewältigen.  
 
Es wurden substanzielle und in manchen Fällen auch beispiellose Initiativen ergriffen, um die 
wirtschaftlichen und sozialen Nebenwirkungen im Rahmen zu halten. Das Ziel sollte nicht 
darin bestehen, in eine Prä-COVID-Normalität zurückzukehren, sondern zu einer Situation, 
die Lösungen für einige der fundamentalen Probleme der Finanzierung öffentlicher Dienste 
anbietet sowie die unzulängliche öffentliche Finanzierung und Ungleichheiten thematisiert, 
die eine umfassende und effektive Antwort auf die Pandemie erschwert haben. 
 
Einzelstaatliche Regierungen sowie europäische und globale Institutionen müssen jetzt 
nachdrücklich dazu veranlasst werden, diese kurzfristigen Initiativen für einen langfristigen 
politischen Paradigmenwechsel zu nutzen.  Das muss auch eine grundlegende Veränderung 
der Finanzierung und Bereitstellung öffentlicher Dienste und ein Wirtschaftsmodell 
beinhalten, das Ungleichheit und Ausbeutung beendet und einen gerechten Übergang 
sicherstellt, damit wir den Klimawandel bewältigen können. 
 
Daraus ergibt sich die Forderung nach kurz-, mittel- und langfristigen Maßnahmen in 
folgenden Bereichen: 
• Steigerung der Leistungsfähigkeit des öffentlichen Gesundheitswesens und der 

Sozialdienste sowie Verbesserung der Löhne und der Arbeitsbedingungen der 
Beschäftigten in diesem Sektor einschließlich einer sicheren und effektiven 
Personalbemessung, die der Bedarfslage von Patienten/-innen, Pflege- und 
Betreuungsbedürftigen entspricht;  

• Gewährleistung von Arbeitssicherheit und Gesundheitsschutz der Beschäftigten im 
öffentlichen Dienst; 

• Aufstockung der Finanzierung öffentlicher Dienste und der Investitionen in öffentliche 
Dienste generell, um die Quantität und Qualität der erbrachten Dienstleistungen zu 
garantieren, und Sicherstellen der finanziellen Unterstützung von Städten und 
Gemeinden, die Einnahmeverluste haben und gleichzeitig im Kampf gegen COVID-19 
an vorderster Front im Einsatz sind; 

• Überlegungen zu Maßnahmen, um die öffentlichen Einnahmen durch ein progressives 
Steuersystem zu erhöhen, das Reichtum und Besitz stärker heranziehen könnte und 
dabei auch Initiativen beinhaltet, um einen weiteren Anstieg der Verschuldung zu 
verhindern, die die langfristige wirtschaftliche Erholung in einigen Ländern gefährden 
könnte; 

• Maßnahmen, die eine nachhaltige wirtschaftliche Erholung sicherstellen und die 
ebenfalls einen Beitrag zur Bekämpfung von Ungleichheit und Klimawandel leisten; 

• Stärkung der Systeme der Kollektivverhandlungen und des sozialen Dialogs sowie der 
Rechte der Beschäftigten des öffentlichen Dienstes und der Gewerkschaften unter 
besonderer Anerkennung der wichtigen Rolle des an vorderster Front arbeitenden 
Personals, das während der Corona-Notlage für den Zusammenhalt unserer 
Gesellschaften gesorgt hat; und  
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• Überlegungen zur Neuausrichtung europäischer und  globaler Institutionen, damit diese 
Antworten auf die Pandemie besonders in wichtigen Sektoren wie den Gesundheits- und 
Sozialdiensten effektiv koordinieren können. 

 

Die europäischen Gewerkschaften für den öffentlichen Dienst werden sich für folgende Ziele 
einsetzen:  

1. Verbesserung der Organisation und der Finanzierung der öffentlichen Gesundheits- und 
Sozialdienste, damit sie das Menschenrecht auf Gesundheit und Pflege erfüllen können; 

2. Erhöhung der Finanzierung öffentlicher Dienste und der Investitionen in diese Dienste 
allgemein als Beitrag für eine sozial gerechte Gesellschaft; 

3. Sicherstellung der Finanzierung des Aufbauprogramms und Verwendung der Mittel 
entsprechend dem „Green and Social Deal“ der EU und den Konditionalitäten im 
Hinblick auf Kollektivverhandlungen und Einhaltung der Steuervorschriften; 

4. langfristig stabile öffentliche Finanzen auf Grundlage von Steuergerechtigkeit; 
5. Stärkung der Systeme der Kollektivverhandlungen und des sozialen Dialogs sowie der 

Rechte der Beschäftigten des öffentlichen Dienstes und der Gewerkschaften;  
6. Thematisierung neuer Arbeitsweisen;  
7. Auseinandersetzung mit Vorschlägen für einen Neustart des Euroraums, der 

Europäischen Union und Europas insgesamt;  
8. Auseinandersetzung mit den Kommunikations-, Lobby- und Kampagnenanforderungen 

zur Umsetzung unserer Ziele. 
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Politische Maßnahmen für  Wiederaufbau und Wandel als Antwort auf die Pandemie 

Die COVID-19-Pandemie hat eine massive Antwort der Länder Europas erfordert. Das gilt 
nicht nur für die Abwehr der direkten gesundheitlichen Auswirkungen, sondern auch für die 
Dominoeffekte der ergriffenen Notfallmaßnahmen einschließlich der strikten Lockdowns mit 
verheerenden Folgen für die in weiten Teilen ausgebremste Wirtschaft. Die Tatsache, dass 
solche politischen Maßnahmen innerhalb kürzester Zeit durchgewinkt und umgesetzt werden 
konnten, zeigt die Handlungsmöglichkeiten von Regierungen, wenn diese zu radikalen 
Maßnahmen bereit sind. Einzelstaatliche Regierungen sowie europäische und globale 
Institutionen müssen jetzt nachdrücklich dazu veranlasst werden, diese kurzfristigen 
Initiativen für einen langfristigen politischen Paradigmenwechsel zu nutzen. Dies muss eine 
grundlegende Veränderung der Finanzierung und Bereitstellung öffentlicher Dienste und ein 
Wirtschaftsmodell beinhalten, das Ungleichheit und Ausbeutung beendet und einen 
gerechten Übergang sicherstellt, damit wir den Klimawandel bewältigen können.    

Daraus ergeben sich eine Reihe fundamentaler Fragen sowie die Forderung nach kurz-, 
mittel- und langfristigen Maßnahmen in folgenden Bereichen: 

• Steigerung der Leistungsfähigkeit des öffentlichen Gesundheitswesens und der 
Sozialdienste sowie Verbesserung der Löhne und der Arbeitsbedingungen der 
Beschäftigten in diesem Sektor einschließlich einer Personalbemessung, die der 
Bedarfslage von Patienten/-innen, Pflege- und Betreuungsbedürftigen entspricht.   

• Arbeitssicherheit und Gesundheitsschutz der Beschäftigten im öffentlichen Dienst und 
die wichtige Korrelation mit der öffentlichen Gesundheit. 

• Finanzierung öffentlicher Dienste und Investitionen in öffentliche Dienste generell, um 
die Quantität und Qualität der erbrachten Dienstleistungen zu garantieren, und 
Sicherstellen der finanziellen Unterstützung von Städten und Gemeinden, die 
Einnahmeverluste haben und weiterhin haben werden und gleichzeitig im Kampf gegen 
COVID-19 an vorderster Front im Einsatz sind.   

• Forderung nach Maßnahmen, die eine nachhaltige wirtschaftliche Erholung sicherstellen 
und die ebenfalls einen Beitrag zur Bekämpfung sowohl von Ungleichheit und 
Klimawandel leisten, sowie nach unbedingt erforderlichen Ausbildungsmaßnahmen und 
Qualitätsarbeitsplätzen für junge Arbeitnehmer/-innen. 

• Stärkung der Systeme der Kollektivverhandlungen und des sozialen Dialogs sowie der 
Rechte der Beschäftigten des öffentlichen Dienstes und der Gewerkschaften unter 
besonderer Anerkennung der wichtigen Rolle des an vorderster Front arbeitenden 
Personals, das während der Corona-Notlage für den Zusammenhalt unserer 
Gesellschaften gesorgt hat.  

• Überlegungen zur Neuausrichtung europäischer und  globaler Institutionen, damit diese 
Antworten auf eine Pandemie besonders in wichtigen Sektoren wie der 
Gesundheitsversorgung effektiv koordinieren können 

Kurzfristig 

Die Auswirkungen von COVID-19 haben die seit langem bestehenden Defizite zahlreicher 
Gesundheitssysteme offensichtlich gemacht, besonders im Hinblick auf die fehlende 
Vorbereitungen, um den Ausbruch einer solchen Pandemie unter Kontrolle zu bringen. Die 
Beschäftigten in den öffentlichen Gesundheitssystemen haben sich dieser 
Herausforderungen gestellt und sind damit oft ein hohes Risiko für sich selbst und ihre 
Familien eingegangen. Ihrem Einsatz ist es zu verdanken, dass die weitere Ausbreitung der 
Pandemie verhindert werden konnte. Besonderes die Beschäftigten in der Sozialpflege – in 
Altenpflegeeinrichtungen und in der häuslichen Pflege – arbeiten unter extrem schwierigen 
Bedingungen und haben oft nicht einmal Zugang zu den einfachsten persönlichen 
Schutzausrüstungen. 
 
Die sprunghaft ansteigenden Infektionszahlen, die im August in zahlreichen europäischen 
Ländern zu beobachten waren, haben gezeigt, dass die Pandemie noch lange nicht unter 
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Kontrolle ist und dass die Gesundheitssysteme und die dort Beschäftigten weiterhin 
enormem Druck ausgesetzt sind. Die Regierungen müssen dafür sorgen, dass die 
Krankenhäuser und die Systeme der Gesundheits- und Sozialversorgung über die 
Kapazitäten und die Ausstattung verfügen, um Krisensituationen zu bewältigen. Unsere 
Systeme der Gesundheits- und Sozialversorgung brauchen mehr Personal und bessere 
Arbeitsbedingungen, um besser auf arbeitsbedingte Stresslagen reagieren zu können. 
Unsere Gesundheitssysteme und das Gesundheitspersonal waren oftmals auch schon vor 
der Krise überlastet. Auf eine Krise vorbereitet zu sein bedeutet, dass die Personalschlüssel 
ausreichend bemessen sein müssen, um auch außerordentliche Krisensituationen 
bewältigen zu können. 
 
Kurzfristig müssen Probleme wie die Bereitstellung persönlicher Schutzausrüstungen und die 
Einhaltung von Sicherheitsprotokollen gelöst werden. Zwar sollten die Beschäftigten im 
Gesundheitswesen hierbei Priorität haben, aber es gibt zahlreiche andere Berufsgruppen 
und besonders diejenigen im direkten Kontakt mit der Öffentlichkeit, für die die körperliche 
soziale Distanzierung im Sozialpflegebereich oder in geschlossenen Einrichtungen nur 
schwer oder überhaupt nicht durchführbar ist, und die keine persönliche Schutzausrüstung 
haben, um ihre Arbeit sicher ausführen zu können. Dazu gehören die Beschäftigten in 
Pflegeheimen, in der häuslichen Pflege, in sonstigen Sozial- und Bildungseinrichtungen, in 
Asyl- und Migrationszentren, in der Entsorgungswirtschaft, bei den Feuerwehren und in 
öffentlichen Büros von Behörden und Verwaltungen usw.  
 
Es sind Risikobewertungen für eine COVID-19-Infektion durchzuführen, wobei sowohl die 
Bedingungen am Arbeitsplatz als auch die psychologischen und physischen Eigenschaften 
der Arbeitnehmer/-innen zu berücksichtigen sind. Es sind dann die erforderlichen 
Präventions- und Schutzmaßnahmen zu ergreifen, oder es ist als Alternative (und wenn es 
um besonders gefährdetes  Personal geht) eine andere,  risikolose Tätigkeit zuzuweisen.  
 
Solche Risikobewertungen sollten ebenfalls die besonderen Risiken ansprechen, die für 
Arbeitnehmer/-innen aus schwarzen Gemeinschaften und ethnischen Minderheiten 
identifiziert wurden.  
 
Hier geht es nicht nur um den Gesundheitsschutz der dort Beschäftigten selbst, sondern 
auch um die Sicherheit derjenigen, die diese Dienste in Anspruch nehmen, sowie um die 
Sicherheit der Beschäftigten in zahlreichen anderen wichtigen Sektoren wie Einzelhandel, 
Lieferdienste, Justiz und öffentlicher Verkehr usw.   
 
Es muss ebenfalls dringend sichergestellt werden, dass weitere medizinische Ausrüstungen 
wie Beatmungsgeräte hergestellt und ausgeliefert werden, und dass die Anzahl der 
Einrichtungen zur Durchführung von Testungen deutlich erhöht wird. Daraus ergeben sich 
Fragen zu den Kapazitäten der EU und nationaler Regierungen, diese Nachfrage zu erfüllen, 
und zu den Forderungen, Produktionsbetriebe umzustellen oder mit Hilfe von 
Kriegswirtschaftsgesetzen für entsprechende Produktionskapazitäten zu sorgen.  Die 
Regierungen sollten dringend zu einer Industriepolitik aufgefordert werden, zu der auch der 
Aufbau oder die Umwandlung örtlicher Produktionsbetriebe gehört, um diese Produkte 
herzustellen und für Versorgungssicherheit zu sorgen. Gleichzeitig wird damit einer erhöhten 
Korruptionsgefahr begegnet. Die EU kann und sollte hier eine Rolle spielen und 
Nachbarländer und andere Länder unterstützen.  
 
Wenn Länder bereits Maßnahmen ergriffen haben, die Lockdown-Regelungen zu lockern, ist 
es wichtig, die Gewerkschaften an der Verhandlung von Vorschriften und Verfahren zu 
beteiligen, die bereits im Vorfeld einer schrittweisen Rückkehr an die Arbeitsplätze zu 
beachten sein werden. Diese Vorschriften und Verfahren, darunter auch Tests auf COVID-
19, die Bereitstellung von Masken und Informationen über zweckdienliche Gesundheits- und 
Sicherheitspraktiken sind umso wichtiger, wenn es nachweislich steigende Infektionszahlen 
gibt und wenn restriktive Maßnahmen national oder örtlich wieder eingeführt werden. 
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Gewerkschaften müssen auf ihrer Rolle insistieren und als Voraussetzung für die Rückkehr 
zur Normalität die Verhandlung von Vereinbarungen fordern sowie dafür sorgen, dass die für 
Arbeitssicherheit und Gesundheitsschutz zuständigen Stellen beteiligt werden.   

Mittel- bis langfristige Herausforderungen 

Die wichtigsten Herausforderungen, die zu bewältigen sind, werden in den folgenden acht 
Kapiteln dargestellt:  

1. Organisation und Finanzierung öffentlicher Gesundheits- und Sozialdienste (Seite 5) 
2. Finanzierung öffentlicher Dienste und Investitionen in öffentliche Dienste generell (Seite 

8) 
3. Finanzierung des Konjunkturprogramms (Seite 11)  
4. Öffentliche Finanzen in langfristiger Perspektive (Seite 14) 
5. Stärkung der Systeme der Kollektivverhandlungen und des sozialen Dialogs sowie der 

Rechte der Beschäftigten des öffentlichen Dienstes und der Gewerkschaften (Seite 16) 
6. Neue Arbeitsformen (Seite 18) 
7. Euroraum, Europäische Union und Europa insgesamt – Vorschläge für einen Neustart 

(Seite 20) 
8. Kommunikation, Lobbyarbeit und Kampagnen (Seite 22) 

 

 

1 Organisation und Finanzierung öffentlicher Gesundheits- und Sozialdienste  

Die Krise hat ans Tageslicht gebracht, dass einige Länder und Regionen mit besseren 
öffentlichen Gesundheitsnetzwerken die Pandemie besser in den Griff bekommen haben als 
andere, die mit einer inadäquaten Politik auf einen Ausbruch wie COVID-19 reagiert haben 
und es zudem versäumt haben, in angemessener Weise generell in die öffentliche 
Gesundheit und in Präventionsstrategien auch im Bereich Gesundheit und Sicherheit am 
Arbeitsplatz zu investieren. Darüber hinaus gilt es auch auf das Versagen hinzuweisen, die 
Finanzierung der Gesundheits- und Sozialdienste aufrechtzuerhalten oder sogar zu erhöhen, 
wie dies aufgrund der steigenden Anforderungen einer immer älter werdenden Bevölkerung 
und des besonderen Gesundheits- und Sozialpflegebedarfs im ländlichen Gebieten 
angezeigt wäre. 

Während es in zahlreichen Fällen die einzelstaatlichen Regierungen selbst waren, die bei 
der adäquaten finanziellen Ausstattung der Gesundheitsdienste versagt haben, muss auf 
Ebene der Europäischen Union auch die Rolle der Europäischen Kommission thematisiert 
werden. 

Die unmittelbar nach der letzten Finanz- und Wirtschaftskrise 2008-2009 verordnete 
Austeritätspolitik hat in der Folge zu flächendeckend unterfinanzierten Dienstleistungen 
geführt, während in den länderspezifischen Empfehlungen im Bereich der 
Gesundheitsdienste mehr die Frage der Kosteneffizienz und nicht so sehr der Qualität und 
Zugänglichkeit im Vordergrund stand mit der Folge, dass die Regierungen in einigen 
Ländern zum Abbau von Bettenkapazitäten und Intensivpflegestationen gezwungen wurden. 
Die Unzulänglichkeiten im Sozialpflegesektor und hier vor allem im Bereich der Altenpflege 
sind durch diese Krise ebenfalls schonungslos offengelegt worden. Unterfinanzierung und 
Personalknappheit waren bereits vorher kennzeichnend für diesen Sektor und zeigten sich in 
Form einer unzureichenden Zahl von medizinischen Betten und/oder ambulanter Dienste, 
wurden aber zunächst bei Ausbruch der Krise weitgehend ignoriert, bis der Mangel an 
persönlichen Schutzausrüstungen in Verbindung mit der schockierend hohen Zahl von 
Todesfällen in einigen Alten- und Pflegeheimen publik wurde Daraus ergibt sich die wichtige 
Forderung nach einer effektiven Datenerhebung über Infektionen und Todesfälle und nach 
dem öffentlichen Zugang zu diesen Statistiken. Die Gewerkschaften im öffentlichen Dienst 
müssen Druck gegenüber den Regierungen aufbauen, damit diese die öffentlichen 
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Gesundheitssysteme stärken und die strukturellen Probleme im Bereich der 
Personalausstattung und der zu niedrigen Löhne lösen und den Privatisierungstrend 
umkehren, indem das öffentliche Management sowohl im Gesundheits- als auch im 
Sozialwesen schrittweise erweitert wird und eine effektive Koordinierung zwischen den 
beiden Sektoren stattfindet. 

Sowohl die Gesundheits- als auch die Sozialdienste sind von vorwiegend weiblichem 
Personal abhängig, oftmals mit Migrationshintergrund und/oder ethnischen Minderheiten 
zugehörig oder mit dunkler Hautfarbe. Die meisten sind unterbezahlt, ihre Arbeit wird nicht 
wertgeschätzt, und besonders in der Sozialpflege herrschen prekäre 
Beschäftigungsverhältnisse vor, die von privaten Unternehmen und multinationalen 
Konzernen diktiert werden, die mit lokalen Behörden Verträge geschlossen haben. Damit 
sollten Kosten eingespart werden, die aufgrund der von den Regierungen durchgesetzten 
Sparmaßnahmen nicht mehr zu finanzieren waren. Es gibt in einigen Ländern eindeutige 
Belege dafür, dass schwarze oder ethnischen Minderheiten angehörende Beschäftigte von 
der Pandemie unverhältnismäßig stark betroffen sind, wobei viele von ihnen an vorderster 
Front und in unterbezahlten, oftmals ausgelagerten  Tätigkeiten im Einsatz sind und 
Haushalten mit geringem Durchschnittseinkommen angehören. Wenn Sparmaßnahmen 
eingeführt würden, wären sie im Hinblick auf Arbeitsplätze und Einkommen ebenfalls 
unverhältnismäßig stark betroffen. 

Die Stärkung der Kollektivverhandlungen im Gesundheitssektor und mehr noch in der 
Sozialpflege werden einen entscheidenden Beitrag dazu leisten, dass Gewerkschaften über 
bessere Löhne, Arbeitszeiten und Arbeitsbedingungen und vor allem bessere 
Arbeitsschutzbestimmungen verhandeln können. Ebenso wichtig ist es, die Rolle des Pflege- 
und Betreuungspersonals bei der Eindämmung der Pandemie anzuerkennen. Diese 
Anerkennung kann zwar kurzfristig in Form von speziellen Bonuszahlungen für Überstunden 
in einer Hochrisikoumgebung erfolgen, es bedarf allerdings einer längerfristigen Perspektive 
und einer fundamentalen Neubewertung der Arbeitsplätze in diesen Sektoren.  

 

Wichtige Punkte 

• Anerkennung der Tätigkeiten und der Rolle des Gesundheitspersonals bei der 
Bekämpfung von COVID-19 und Sicherstellung einer finanziellen Ausstattung, die eine 
kontinuierliche Verbesserung der Vergütung des Personals im Gesundheits- und 
Sozialsektor garantiert und die der Neubewertung der in erster Linie von Frauen 
ausgeübten Tätigkeiten entspricht.  

• Beendigung der Privatisierung von Gesundheits- und Sozialdiensten und Pläne für die 
Rückübertragung privatisierter Dienste in die öffentliche Hand und unter öffentliche 
Kontrolle.  

• Erhöhung der Kapazitäten existenzsichernder öffentlicher Dienste und deren 
Zugänglichkeit bei gleichzeitiger Verbesserung ihrer Reichweite und Effektivität. Diese 
Dienste müssen unter staatlicher Kontrolle stehen und in öffentlicher Hand sein und die 
Bedarfslage der Bürger/-innen berücksichtigen. 

• Zusätzliche finanzielle Mittel für die Bereitstellung von Gesundheits- und 
Sozialpflegeleistungen und Investitionen in eine sichere und effektive 
Personalbemessung, in Qualitätsarbeitsplätze und in Reservekapazitäten sowie 
Vermeidung exzessiver Überstunden, die das Infektionsrisiko der Beschäftigen 
zusätzlich erhöhen. 

• Pflegeheime und andere institutionalisierte Pflegeeinrichtungen müssen über 
Sicherheitsprotokolle verfügen, um schnell reagieren zu können und um Bewohner/-
innen und Personal im Falle des Ausbruchs einer Pandemie zu schützen. Es sind 
Mechanismen einzuführen, um im Falle einer Pandemie den Informationsaustausch und 
die zu ergreifenden Maßnahmen zu koordinieren. 
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• Die Kontinuität der Pflege und Betreuung sind sicherzustellen, ebenfalls die 
Einsatzfähigkeit des Personals. Umfassende Unterstützung der Sozialdienste bei der 
Inanspruchnahme von EU-Mitteln und nationalen Geldern für sofortige Finanzhilfen zur 
Zahlung von Löhnen und  sonstigen Kosten einschließlich der Finanzierung innovativer 
Antworten auf die Krise, z. B. Bereitstellung von Fernunterstützung. 

• Vollständige Integration der Langzeitpflege in die Systeme der sozialen Absicherung; 
dazu gehört auch eine Langzeitpflegeversicherung, die alle pflegebedingten Kosten 
übernimmt. 

• Garantie für zeitlich unbefristete Arbeitsverträge und Bevorzugung von Vollzeitstellen 
und Qualitätsarbeitsplätzen in Gesundheits- und Sozialdiensten sowie weitere 
Maßnahmen, um Auszubildende und Personal mit prekären 
Beschäftigungsverhältnissen zu integrieren, die einen Beitrag zur Bekämpfung der 
Pandemie geleistet haben. Die Stärkung der Gesundheits- und Sozialdienste sollte 
bewirken, dass Verbesserungen der Bedarfssituation örtlicher Gemeinschaften 
besonders in den Fällen entsprechen, in denen Gesundheitssysteme bisher die 
Krankenhausversorgung in den Vordergrund stellen. 

• Verbesserung der Kapazität nationaler Bereitschaftspläne. 
• Gewährleistung der Verfügbarkeit von medizinischer Ausrüstung guter Qualität und 

Einrichtung eines europaweiten strategischen Kontingents an persönlichen 
Schutzausrüstungen und Aufruf zur Erstellung eines umfassenden Berichts über die 
Situation auf nationaler und europäischer Ebene.  

• Aufstockung des EU-Haushaltes für die medizinische Notfallversorgung und 
Verbesserung der in der EU vorhandenen Kapazitäten zur Koordinierung von 
Bereitschaftsplänen Einbeziehen der Kandidatenländer und der östlichen EU-
Nachbarländer in diese Pläne und Koordinierung dieser Pläne auf europäischer und 
globaler Ebene 

• Klärung der Rollen, Beziehungen und Koordinationsmechanismen innerhalb der 
Governance der Gesundheits- und Sozialsysteme in der EU und auf europäischer 
Ebene und Überwachung der Effektivität europäischer Regelungen zur Sicherstellung 
einer zweckmäßigen Koordination 

• Stärkung der Rolle der Sozialpartner und des sozialen Dialogs im Gesundheitssektor 
und innerhalb der EU 

• Durchgreifende Änderungen des Europäischen Semesters um sicherzustellen, dass 
Maßnahmen zur Verbesserung der Gesundheits- und Sozialdienste einschließlich einer 
angemessenen Planung zur Vorbereitung auf zukünftige Gesundheitskreisen getroffen 
werden 

• Für das Personal in essenziellen Sektoren wie Gesundheits- und Sozialdienste, 
Sicherheitsdienste usw. ist eine psychosoziale Betreuung vorzusehen. Aufgrund der 
hohen Arbeitsbeanspruchung und der emotionalen Belastung in bestimmten Berufen 
kommt es immer öfter zu Fällen posttraumatischer Belastungsstörungen, Depressionen 
und Angstzuständen. 

2 Finanzierung öffentlicher Dienste und Investitionen in öffentliche Dienste generell  

Die öffentlichen Sozialausgaben waren bei der Bewältigung der Krise von entscheidender 
Bedeutung. Das gilt nicht nur aufgrund ihrer Funktion als automatischer Stabilisierungsfaktor, 
sondern auch, weil sie für den Schutz der am stärksten gefährdeten Menschen gesorgt 
haben. 

Zwar gilt unsere Sorge in erster Linie den Gesundheits- und Sozialdiensten, aber es kann 
kein Zweifel daran bestehen, dass auch zahlreiche andere öffentliche Dienste von der Krise 
betroffen sind, dazu gehören wichtige Versorgungsbranchen wie die Abfallwirtschaft, die 
Wasserwirtschaft und die Energieversorger, der Sozialschutz und die Arbeitsverwaltungen, 
die bei der Bewältigung der Folgen des massiven Lockdowns der Wirtschaft eine 
entscheidende Rolle gespielt haben. In zahlreichen Ländern wurden diese Dienste und die 
Beschäftigten, die diese Leistungen bereitstellen, in signifikanter Weise von der 
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Austeritätspolitik beeinträchtigt, die den anfänglichen hohen öffentlichen Ausgaben zur 
Bekämpfung der Wirtschafts- und Finanzkrise 2009 folgte. Dies hatte die Konsequenz, dass 
ihr Beitrag für die Wirtschaft und die Gesellschaft viele Jahre nicht angemessen gewürdigt 
wurde.  Die Beschäftigten in der Energiewirtschaft haben dafür gesorgt, dass Krankenhäuser 
und andere wichtige Infrastruktureinrichtungen trotz der Auswirkungen einer 
Liberalisierungspolitik weiter funktioniert haben, die der Kapazität und der Koordinierung von 
Energiesystemen geschadet haben.  Diese Austeritätspolitik hatte verheerende 
Auswirkungen, und es wäre eine Katastrophe, wenn die Antwort auf die COVID-19-Krise 
ähnliche Folgen hätte – eine kurzfristige Kraftanstrengung, um die Wirtschaft wieder ans 
Laufen zu bringen, gefolgt von jahrelangen Sparmaßnahmen der Staaten, die ebenfalls alle 
Versuche  einer nachhaltigen wirtschaftlichen Erholung konterkarieren würden.  

In vielen Fällen sind öffentliche Dienstleistungen für die Bürger/-innen teurer geworden, da 
die öffentliche Kontrolle über Angebot, Nachfrage und Preise kaum noch stattfindet und 
Skaleneffekte verloren gegangen sind. Priorität müssen in Zukunft die öffentliche 
Bereitstellung und Planung dieser Dienstleistungen haben, ergänzt durch Forschung und 
Entwicklung, die den Zielen öffentlicher Dienste und nicht denen des privaten 
Gewinnstrebens entsprechen. 

Genau wie bei den Gesundheits- und Sozialdiensten muss es in erster Linie um die 
angemessene öffentliche Finanzierung von qualitativ hochwertiger Dienstleistungen und 
Arbeitsplätzen gehen, nicht um weitere Kürzungen von Haushalten, Privatisierungen oder die 
Abhängigkeit von öffentlich-privaten Partnerschaften.  

Eine weitere Liberalisierung von Dienstleistungen der Daseinsvorsorge ist deshalb zu 
vermeiden, die bisher erfolgte Liberalisierung ist rückgängig zu machen. Diese Pandemie hat 
verdeutlicht, dass nicht alle Menschen das Menschenrecht auf Wasser haben und deshalb 
nicht in der Lage sind, die einfachsten Hygieneempfehlungen zu befolgen. Dies setzt sie 
zusätzlichen Gefahren aus. Diese Risiken müssen bei allen zukünftigen Pandemien beseitigt 
werden, indem die Liberalisierung verboten wird und an die Mitgliedstaaten die Forderung 
gestellt wird, das Menschenrecht auf Wasser für alle Menschen Wirklichkeit werden zu 
lassen. 

Angesichts der massiven Einnahmeverluste der Städte und Gemeinden infolge der 
Maßnahmen zur Eindämmung der Pandemie müssen die Regierungen und die EU mit ihren 
Wiederaufbauplänen für die Wirtschaft sicherstellen, dass die Finanzhilfen problemlos zu 
erhalten sind. Die kommunalen Körperschaften sind große Arbeitgeber und sorgen über 
öffentliche Aufträge und Subventionen indirekt für ein hohes Maß an Beschäftigung.  

Die Verbreitung der Pandemie hat die Ungleichheiten in  unseren Gesellschaften 
offengelegt, denn es sind oftmals die schlecht bezahlten Arbeitnehmer/-innen, die kaum die 
Möglichkeit für eine Tätigkeit im Home Office haben und deshalb von Entlassungen und 
Kurzarbeit bedroht sind oder weiter ihrer Arbeit nachgehen müssen, allerdings ohne die 
erforderlichen Sicherheitsmaßnahmen auf der Arbeit oder im täglichen Pendelverkehr. Oft 
leben diese Arbeitskräfte auch in kleinen und/oder überbelegten Unterkünften, in denen sich 
das Virus schnell verbreiten kann. Daraus ergeben sich kritische Fragen darüber, wie 
finanzielle Hilfen verteilt werden sollen und wie eine ausgewogene Unterstützung der 
Wirtschaft und der hilfsbedürftigsten Teile der Gesellschaft aussehen soll. 

Die Rolle der Europäischen Union muss ein zentrales Thema der Diskussionen über die 
öffentliche Finanzierung öffentlicher Dienste und über öffentliche Investitionen sein. Die 
Aussetzung des Stabilitäts- und Wachstumspaktes und des Fiskalpaktes ist eine positive 
Maßnahme und bewirkt, dass die Mitgliedstaaten mehr Spielraum bei der Erhöhung 
öffentlicher Ausgaben und Investitionen haben, weil sie die Höchstwerte von 3 % für das 
jährliche Haushaltsdefizit und 60 % für die Staatsverschuldung nicht einhalten müssen. Die 
EU muss in ihrer wirtschaftlichen und sozialen Governance einen neuen Schwerpunkt auf 
fundamentale und langfristige Änderungen zur Unterstützung einer langfristigen Erholung 



POLITISCHE MAßNAHMEN FÜR  WIEDERAUFBAU UND WANDEL ALS ANTWORT AUF DIE PANDEMIE 
 

9 

durch mehr öffentliche Ausgaben und Investitionen setzen. Strukturreformen in der EU und 
in anderen europäischen Ländern, die oftmals Hand in Hand mit Privatisierungen, Kürzungen 
von Sozialausgaben und Renten sowie Angriffen auf Arbeitsrechte zur Durchsetzung 
niedrigerer Löhne gingen, sind keine zielführenden Maßnahmen. 

Wichtige Punkte 

• Grundsätzliche Überprüfung des Stabilitäts- und Wachstumspaktes und Verzicht auf den 
Fiskalpakt in der EU, begleitet von einer fundamentalen Neuausrichtung der Economic 
Governance mit dem Ziel, Konvergenzen sicherzustellen, Ungleichheiten zu verringern 
und mit einer koordinierten Initiative für Innovationen, Forschung und sozialen 
Zusammenhalt zu sorgen  

• Einführung einer „goldenen Regel“ für alle Länder, die spezielle Bereiche öffentlicher 
Investitionen von der Berechnung von Haushaltsdefiziten und öffentlicher Verschuldung 
ausnimmt. Auf diese Weise könnte auch eine Sonderregelung für die öffentliche 
Finanzierung der öffentlichen Gesundheits- und Sozialdienste zumindestens für die 
nächsten zehn Jahre in Betracht gezogen werden.  

• Die Finanzierung für andere besondere Bereiche öffentlicher Dienste und besonders die 
Kommunal- und Regionalverwaltungen muss ebenfalls sichergestellt werden.  

• Die Unterstützung und Verbesserung öffentlicher Dienste wird entscheidend für die 
Lösung zahlreicher Probleme sein, die durch die Krise offensichtlich geworden sind. 
Dazu gehören nicht zuletzt auch die sozialen und wirtschaftlichen Ungleichheiten, die zu 
höheren Gesundheitsrisiken beitragen. 

• Die Europäische Union und andere globale Institutionen müssen die zu enge Sichtweise 
auf öffentliche Finanzen und ausgewogene Haushalte überwinden und die zentrale 
soziale und wirtschaftliche Bedeutung öffentlicher Dienste erkennen.  

• Es sind Aktionen erforderlich, um die am härtesten betroffenen Staaten zu unterstützen 
und die Koordination auf gesamteuropäischer Ebene zu stärken.  Dies wird uns helfen, 
nationalistische Standpunkte zu widerlegen, die die sozialen und wirtschaftlichen 
Auswirkungen der Pandemie auf Europa insgesamt nicht anerkennen. 

 

Finanzierung des Konjunkturprogramms 

Der Lockdown hat in der Gesellschaft und in weiten Teilen der Wirtschaft massive negative 
Auswirkungen gezeigt. Ein Rückgang des BIP zwischen 20 % und 30 % während eines 
dreimonatigen Lockdowns wird für 2020 insgesamt zu einem Verlust des BIP in der 
Größenordnung 5 % bis 10 % führen. Diese Zahlen liegen deutlich höher als der in Europa 
2009 während des Höhepunktes der letzten Krise festgestellte Verlust von durchschnittlich 
4 %.   

Die nationalen Regierungen haben eine Reihe von Maßnahmen eingeführt, um ihre 
Wirtschaft und Arbeitsplätze zu schützen. Diese Maßnahmen wurden durch Aktionen der 
Europäischen Union flankiert. Die Europäische Kommission schätzt den Wert dieser 
Initiativen auf insgesamt ca. 4€ Billionen, die sich wie folgt verteilen: 

€2.450 Milliarden Nationale Liquiditätsmaßnahmen (darunter auch Maßnahmen, die die 
Aussetzung der Regelungen für staatliche Hilfen beinhalten) 

750€ Milliarden EU-Aufbau- und Resilienzfazilität (€ 672,5 Milliarden) plus weitere 
Haushaltsmaßnahmen (davon €360 Milliarden als Darlehen) 

330€ Milliarden Nationale Maßnahmen entsprechend der Ausweichklauseln zur 
Flexibilisierung des europäischen haushaltspolitischen Rahmens 

240€ Milliarden Unterstützung der Mitgliedstaaten in der Pandemiekrise durch den 
Europäischen Stabilitätsmechanismus (ESM) 

200€ Milliarden Wirtschaftshilfe der Europäischen Investitionsbank-Gruppe 
100€ Milliarden SURE - von der EU finanziertes Kurzarbeiterprogramm 
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70€ Milliarden Direkte EU-Haushaltsunterstützung 
 

Ein Großteil dieser Hilfen erfolgt in Form von Krediten oder Kreditgarantien und nicht als 
Transferzahlungen, und sie beinhalten nicht die € 750 Milliarden für das  Pandemie-
Notkaufprogramm der Europäischen Zentralbank (EZB) für Wertpapiere privater und 
öffentlicher Emittenten, das zusätzlich zu dem zuvor beschlossenen Programm in Höhe von 
120 Milliarden Euro aufgelegt wurde. Diese Maßnahmen haben Mitte März einen wichtige 
Beitrag zur Beruhigung der Anleihemärkte geleistet, als es einen sprunghaften Anstieg der 
Anleiherenditen in Griechenland und Italien gab. 

Der EGB hat diese Schritte begrüßt und darauf hingewiesen, dass Darlehen an 
Mitgliedstaaten zum Beispiel im Rahmen der ESM-Initiative nicht an Konditionalitäten 
gekoppelt werden dürfen, wie sie die Strukturreformen als zentraler Bestandteil des EU-
Systems der Economic Governance darstellen. Jede Kreditvergabe muss ebenfalls eine 
lange Laufzeit beinhalten, unterstützt durch Maßnahmen der EZB, um die Zinsen auf einem 
niedrigen Stand zu halten. Das Konjunkturprogramm der Europäischen Kommission ist ein 
Schritt in die richtige Richtung und beinhaltet die Zusage, auf europäischer Ebene Mittel 
freizusetzen, um Zuschüsse und Darlehen an die Mitgliedstaaten zu finanzieren.  Es gibt 
jedoch Bedenken, dass die vorgeschlagenen Regelungen Mitgliedstaaten die Möglichkeit 
eröffnen, die Zustimmung zu nationalen Konjunkturprogrammen anderer Länder zu 
blockieren und auf diese Weise versuchen, fiskalische oder andere Konditionalitäten 
durchzusetzen. Die EU sollte Maßnahmen ergreifen, damit dieses Szenario nicht Wirklichkeit 
wird.  

Es bliebe abzuwarten, welche Wirkungen die Gewährung von Zuschüssen und Darlehen in  
einzelnen Ländern hätten. Es besteht aber die Gefahr, dass sich die Schuldenkrise in 
Ländern mit bereits hoher Staatsverschuldung weiter verschärfen könnte, dann wären noch 
radikalere Lösungen erforderlich. Diese könnten in Form eines Schuldenerlasses, einer 
Umstrukturierung der Staatsschulden oder ihrer Monetarisierung erfolgen. Diese 
letztgenannte Möglichkeit käme einer Neudefinition der Kompetenzen der Europäischen 
Zentralbank gleich, die dann vollumfänglich zu einem Kreditgeber der letzten Instanz würde 
und in gleicher Weise agieren könnte, wie dies die Zentralbanken in ihren Ländern mit ihren 
eigenen Währungen machen. Dies würde die Möglichkeit eines  Umgangs mit Schulden 
eröffnen, wie wir ihn in Ländern wie Japan, dem VK und den USA kennen – dort garantieren 
die Zentralbanken den Aufkauf der Staatsschulden. Die Zinsen, die an die Zentralbank 
gezahlt werden, werden den nationalen Regierungen dann als Dividenden zurückerstattet.  

Es gilt als allgemeiner Konsens, dass die Wirtschaft in unterschiedlicher Form durch massive 
Hilfen wieder auf Kurs gebracht werden muss. Dies führt aber auch zu der Frage, wie diese 
Unterstützung den Unternehmen in der Privatwirtschaft zugute kommen soll. Es bietet sich 
hier die Gelegenheit zur Festsetzung von Konditionalitäten, die den Unternehmen die 
Erfüllung einer Reihe ökologischer und sozialpolitischer Auflagen abverlangen, die die 
Transformation unserer Gesellschaften und Volkswirtschaften unterstützen werden. 
Zunächst sollte darf der Zugang zu Staatsgeldern nur denjenigen Unternehmen gewährt 
werden, die Arbeitnehmerrechte respektieren, anständige Löhne zahlen, eine öffentliche 
länderbezogene Berichterstattung praktizieren, keine Steueroasen nutzen und auch auf 
andere Möglichkeiten der Steuerumgehung verzichten. Die Regierungen müssen eine 
angemessene öffentliche Kontrolle aller Rettungsmaßnahmen sicherstellen. Dazu kann in 
manchen Ländern  auch ihre Präsenz in den Leitungsgremien von Unternehmen gehören, 
um Korruption und Missmanagement zu verhindern und um zu prüfen, welche Investitionen 
getätigt werden. Es sollten weitere Kriterien entwickelt werden, die Aspekte wie 
Kollektivverhandlungen und Gewerkschaftsrechte sowie die Umstellung auf eine CO2-arme 
Wirtschaft berücksichtigen. 

Es besteht ebenfalls die Möglichkeit, Aktionen zur Bekämpfung des Klimawandels den 
Vorzug zu geben, anstatt die hierfür erforderlichen Maßnahmen zu verschieben und der 
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wirtschaftlichen Erholung zu opfern. Es sollten Mittel bereitgestellt werden, um den Umbau 
umweltschädlicher Wirtschaftszweige wie Flugreisen, Automobilindustrie und 
Kunststoffindustrie zu unterstützen.  Es sollten grüne Industriezweige, Recycling und 
Strukturverkleinerungen gefördert und dabei mehr auf Nachhaltigkeit als auf Wachstum 
geachtet werden In der Tat gibt es die Erkenntnis, dass die Menschen in  Gebieten mit hoher 
Luftverschmutzung aufgrund der damit einhergehenden gesundheitlichen 
Beeinträchtigungen durch COVID-19 besonders stark gefährdet waren, während auf der 
anderen Seite der massive Rückgang des Verkehrsaufkommens und anderer stark 
umweltbelastender Tätigkeiten bereits zu einer deutlichen Verbesserung der Luftqualität 
geführt haben. Die Kriterien für Rettungsmaßnahmen sollten sich ebenfalls an 
klimarelevanten Investitionen und nicht nur an einer kohlenstoffarmen Wirtschaft orientieren.  
Dabei sind Aspekte eines gerechten Übergangs zu beachten. 
 
Wichtige Punkte 

• Die wirtschaftlichen Auswirkungen der Pandemie werden eine ganz andere 
Größenordnung haben, als wir sie nach der Finanz- und Wirtschaftskrise erlebt haben. 
Aus diesem Grund müssen auch die koordinierten Gegenmaßnahmen eine andere 
Dimension haben. 

• Die EU setzt durch Anleihen am Kapitalmarkt € 750 Milliarden für Zuschüsse und 
Darlehen frei. Diese Maßnahme ist zu begrüßen, entscheidend ist jedoch, wie diese 
Mittel und besonders der als Zuschüsse gewährte Teil zugeteilt werden. 

• Für die am schlimmsten betroffenen Länder könnten noch radikalere Maßnahmen 
erforderlich werden, dazu können zum Beispiel extrem langfristige Darlehen zu 
günstigen Zinsen und eine langfristige Verpflichtung zum Kauf von Anleihen seitens der 
EZB gehören. Das könnte erforderlich werden um zu verhindern, dass ihr langfristiges 
Potenzial für eine wirtschaftliche Erholung nicht durch eine höhere Schuldenlast 
beeinträchtigt wird. 

• Aktionen auf Ebene der EU sollten nicht mit der Bedingung verbunden werden, dass 
Mitgliedstaaten Strukturreformen durchführen müssen. Die Mitgliedstaaten sollten nicht 
in der Lage sein, die Zustimmung zu den nationalen Konjunkturprogrammen anderer 
Länder zu blockieren, um fiskalische oder andere Konditionalitäten durchzusetzen. 

• Die öffentliche finanzielle Unterstützung von Unternehmen der Privatwirtschaft muss an 
die Erfüllung einer Reihe strikter ökologischer und sozialpolitische Bedingungen 
geknüpft werden, ebenfalls an das Prinzip der Steuerehrlichkeit.  
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4 Öffentliche Finanzen in langfristiger Perspektive 

Die in zahlreichen Ländern eingeführten Maßnahmen zur Unterstützung der Wirtschaft 
beinhalten oft Steuerstundungen der von der Krise hart getroffenen Unternehmen. Das 
mag als kurzfristige Initiative für Kleinunternehmen und Selbständige akzeptabel sein, 
aber letztlich geht es darum, dass sich diese Maßnahme nicht als eine dauerhafte Politik 
der Krisenbewältigung verstetigt. Auf Schulden basierende Maßnahmen und quantitative 
Lockerungen dürften jedoch – so nützlich sie auch für die Krisenbewältigung innerhalb 
der öffentlichen Gesundheitssysteme sein mögen – kaum langfristig aufrechtzuerhalten 
sein. Höhe und Rahmen der Besteuerung müssen im Sinne einer neuen Aufstellung 
öffentlicher Finanzen grundlegend neu gedacht werden. Im Mittelpunkt muss ein 
progressives, transparentes und effektives Steuersystem stehen, und öffentliche Gelder 
müssen vorwiegend für sozial und ökologisch sinnvolle Aktivitäten eingesetzt werden. 
Es sind dringende Maßnahmen gegen die seit langem bestehenden 
Steuerungerechtigkeiten erforderlich, die ihren Anteil an den zunehmenden 
Ungleichheiten in der Gesellschaft und zum Abbau öffentlicher Dienste haben.  

In den vergangenen Jahren haben Enthüllungen über die Machenschaften von Unternehmen 
und wohlhabenden Einzelpersonen in Verbindung mit der Nutzung von Steueroasen und 
anderen Möglichkeiten zur Reduzierung ihrer Steuerbelastung dazu beigetragen, dass 
es mehr Initiativen zur Revision von Steuergesetzen und zur Beseitigung einiger 
steuerlicher Schlupflöcher gegeben hat, aber diese Versuche waren entweder 
enttäuschend wirkungslos, oder sie müssen noch umgesetzt werden.  

Progressivere Steuersysteme können Steuern auf Vermögen sowie höhere Körperschafts- 
und Einkommenssteuern beinhalten. Die Europäische Kommission hat viel darüber 
geredet, die Besteuerung von Arbeit zu reduzieren und dafür andere Steuern zu 
erheben, zum Beispiel auf CO2. Das sollte aber ein progressiveres Steuersystem mit 
höheren Steuersätzen für die höheren Einkommensklassen und Unternehmensgewinne 
sowie eine Debatte über die Beibehaltung von Niedrigsteuern für Geringverdienende 
nicht ausschließen, anstatt den Eingangssteuersatz anzuheben.  

Auf Ebene der EU müssen die Richtlinienvorschläge für die länderbezogene 
Berichterstattung (CBCR) und eine gemeinsame konsolidierte Körperschaftssteuer-
Bemessungsgrundlage (GKKB) verbessert und im Rat angenommen werden. Dieses 
Thema hat inzwischen eine gewisse Dringlichkeit, ebenso die Durchsetzung einer 
Körperschaftssteuer von mindestens 25 %, um den Unterbietungswettbewerb bei der 
Unternehmenssteuer zu stoppen und Steuersysteme zu etablieren, die für eine 
ausgleichende Besteuerung von Arbeit und Kapital sorgen.  

Abgesehen von drastischeren Aktionen gegen Steuerparadiese, deren Definition durch die 
EU nach wie vor das Thema verfehlt, müssen effektive Vorschriften für die Besteuerung 
der Umsätze oder Gewinne von Digitalunternehmen eingeführt werden. Sie gehören zu 
den Konzernen, deren Gewinne seit Beginn der Coronakrise gestiegen, wenn nicht 
sogar durch die Decke gegangen sind.  

Eine Antwort auf die letzte Krise 2008 war die zunehmende Unterstützung der Idee einer 
Finanztransaktionssteuer (FTT). Dies wurde nicht nur als Möglichkeit für die 
Erschließung einer potenziellen Einnahmequelle auf europäischer Ebene angesehen, 
sondern sollte auch die Funktionsweise des Finanzsektors regulieren. Zwar gab es 
seither bei der Umsetzung der Idee einer FTT keine nennenswerten Fortschritte, aber 
diesmal könnte sich die Erkenntnis durchsetzen, dass es einer koordinierten Maßnahme 
der EU bedarf, um die wirtschaftliche Erholung zu untermauern. So könnte es auch 
Spielräume geben, die Idee einer europaweiten Steuer wiederzubeleben, die höhere 
Einkommen und/oder persönlichen Reichtum besteuert und dabei Maßnahmen im 
Bereich der Körperschaftssteuer nicht ausschließt.  



POLITISCHE MAßNAHMEN FÜR  WIEDERAUFBAU UND WANDEL ALS ANTWORT AUF DIE PANDEMIE 
 

13 

Wichtige Punkte 

• Als kurzfristiges Ziel auf EU-Ebene Beseitigung vorhandener steuerlicher Schlupflöcher 
und Verhinderung neuer Wege der Steuerflucht, nachdrücklichere Forderungen nach 
der Einführung und Durchsetzung der öffentlichen länderbezogenen Berichterstattung, 
einer konsolidierten Körperschaftssteuer-Bemessungsgrundlage, eines 
Mindeststeuersatzes von 25 %, einer Finanztransaktionssteuer sowie Neubewertung der 
Idee einer EU-Digitalsteuer mit der eindeutigen Vorgabe, diese in allen Ländern 
einzuführen. 

• Die dringende Aufgabe, öffentliche Finanzen sowohl auf einzelstaatlicher als auch auf 
europäischer Ebene aufzustocken, bedarf einer Diskussion über eine Reihe möglicher 
Maßnahmen; dazu könnten gehören die Einführung einer progressiven Solidaritäts-
Wohlstandssteuer in der EU, deren Einnahmen in einen Fonds zur Unterstützung der 
Armen eingezahlt würden; kurzfristige Steuern innerhalb der EU auf Dividenden; 
Besteuerung digitaler Unternehmen; Erhöhung der Steuersätze auf Top-Einkommen und 
eine Reduzierung der Mehrwertsteuer (zum Beispiel auf persönliche 
Schutzausrüstungen) im Rahmen der Umstellung auf ein progressiveres Steuersystem.    

• Investitionen in öffentliche Steuer- und Arbeitsverwaltungen, in denen zwischen 2008 
und 2018 in 28 europäischen Ländern fast 100.000 Arbeitsplätze verloren gegangen 
sind.  Auch viele der noch verbliebenen Arbeitsplätze sind nicht sicher. 

• Argumente zur Widerlegung der Behauptung, dass Steuersenkungen eine gute 
Möglichkeit seien, den Menschen mehr Geld für den Konsum und somit zur 
Wiederbelebung der Wirtschaft zur Verfügung zu stellen; alternative Vorschläge zur 
Konjunkturbelebung. 
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5 Stärkung der Systeme der Kollektivverhandlungen und des sozialen Dialogs sowie 
der Rechte der Beschäftigten des öffentlichen Dienstes und der Gewerkschaften 

Die IAO hat einen Vierpunkteplan zur Krisenbewältigung vorgelegt, dazu gehört auch die 
Forderung nach einer Stärkung der Systeme des sozialen Dialogs, der 
Kollektivverhandlungen und der Institutionen und Prozesse der industriellen 
Arbeitsbeziehungen. In der Tat haben die Gewerkschaften in zahlreichen Ländern, aber 
besonders in Italien als herausragendem Beispiel eine wichtige Rolle bei der 
Krisenbewältigung gespielt, Abkommen über Sicherheit und Gesundheit am Arbeitsplatz 
geschlossen, Kurzarbeit verhandelt und sonstige Maßnahmen ergriffen. In Schweden 
haben Gewerkschaften des öffentlichen Dienstes bereit einen neuen Kollektivvertrag 
über Löhne und Arbeitszeiten und Maßnahmen im Krisenfall geschlossen, der im 
Gesundheitssystem der Stadt Stockholm zuerst zum Einsatz gekommen ist. 

 
Im eklatanten Gegensatz dazu haben die Regierungen Polens und Ungarns die Situation in 

ihrem Sinne genutzt und Gesetze durchgesetzt, die die Gewerkschaften und das Recht 
auf Kollektivverhandlungen unterminieren. Andere Regierungen, zum Beispiel in Litauen 
und Kroatien, haben ebenfalls solche Maßnahmen erwogen, allerdings aufgrund des 
Widerstandes der Gewerkschaften und der politischen Opposition davon Abstand 
genommen.  

 
In den letzten Jahren haben Gewerkschaften des öffentlichen Dienstes und besonders die 

Gewerkschaften im Gesundheits- und Sozialdienstesektor Kampagnen für 
angemessene Personalschlüssel geführt und in diesem Zusammenhang besonders auf 
Überstunden und Burnout des Personals hingewiesen, eine direkte Folge der höheren 
Arbeitsbelastung durch unzureichende Personalbemessung. Diese Probleme sind zwar 
in zahlreichen Ländern besonders in der Gesundheitsversorgung akut, allerdings gibt es 
sie auch in anderen Sektoren wie dem Strafvollzug. Das Unvermögen der Lösung dieser 
Probleme hat dazu beigetragen, dass die Folgen von COVID-19 besonders gravierend 
sind. Dies bestätigt, dass ganz oben auf der Agenda der Kollektivverhandlungen die 
Notwendigkeit einer sicheren und effektiven Personalbemessung stehen muss, ebenfalls 
natürlich die Forderung nach starken Kollektivverhandlungsrechten zur Durchsetzung 
besserer Löhne und Arbeitsbedingungen, die ebenfalls personelle Probleme entschärfen 
können.  

 
Es ist entscheidend, dass die Arbeitnehmer/-innen im Zuge der Erholung von einer der 

schlimmsten Wirtschaftskrisen aller Zeiten nicht dazu gezwungen werden, sich zwischen 
sicheren und menschenwürdigen Arbeitsbedingungen und lediglich der Aussicht auf den 
Erhalt ihres Arbeitsplatzes entscheiden zu müssen. Es ist damit zu rechnen, dass die 
Arbeitgeber alles versuchen werden, um negative Änderungen der Löhne, der 
Arbeitszeit und anderer Arbeitsbedingungen durchzusetzen und dies als „Opfer“ für den 
weiteren Wachstumspfad darstellen werden. Das lehnen wir ab.   

Wichtige Punkte 

• Gewerkschaften und Kollektivverhandlungen sollten als Instrumente der 
Krisenbewältigung genutzt werden und nicht durch Maßnahmen zum Abbau der 
Arbeitnehmerrechte unter dem Deckmantel von „Notstandsgesetzen“ konterkariert 
werden. Es sind alle Versuche zu bekämpfen, Löhne von Arbeitnehmer/-innen zu kürzen 
oder andere einseitig beschlossene Maßnahmen zum Nachteil der Beamten/-innen und 
Beschäftigten im öffentlichen Dienst zu ergreifen. 

• Arbeitnehmer/-innen und ihre gewerkschaftliche Vertretung sollten zu obligatorischen 
Risikoabschätzungen im Bereich Gesundheit und Sicherheit am Arbeitsplatz gehört 
werden, wie sie in den einschlägigen einzelstaatlichen Rechtsvorschriften und der EU-
Arbeitsschutzrichtlinie von 1989 vorgesehen sind und im Leitfaden „COVID-19 – 
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Rückkehr an den Arbeitsplatz“ der Europäischen Agentur für Sicherheit und 
Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz erneut aufgegriffen wurden.  

• Angesichts der hohen Infektionsrisiken brauchen Gewerkschaften und Arbeitnehmer/-
innen Unterstützung, wenn sie die Arbeit angesichts einer ernsthaften oder akuten 
Gefahr verweigern, wie dies in den Arbeitsschutzgesetzen zahlreicher Länder und auch 
in der Arbeitsschutzrichtlinie der EU aus dem Jahre 1989 vorgesehen ist 

• Wiederbelebung des europäischen sektoralen sozialen Dialogs besonders in Sektoren 
wie Gesundheits- und Sozialdienste, in denen es um wichtige Themen wie berufliche 
Bildung, Gesundheit und Sicherheit am Arbeitsplatz, Vorbereitungen auf zukünftige 
Pandemien und Beseitigung der strukturellen Defizite geht, die zu so vielen Infektionen 
und Todesfällen beim Gesundheitspersonal geführt haben.  

• Die Europäische Kommission sollte zu einer höheren Anerkennung der Rolle des 
sektoralen sozialen Dialogs in der EU und auf der nationalen Ebene kommen. Das 
Recht auf Anhörung und Unterrichtung zeigt, welchen Beitrag dieses Recht leisten kann, 
und die Kommission sollte ihre Weigerung überdenken, die Vereinbarung der 
Sozialpartner über das Recht auf Anhörung und Unterrichtung bei Umstrukturierungen in 
der zentralen Staatsverwaltung  in Form eines Richtlinienentwurfs umzusetzen, der vom 
Rat angenommen wird.  

• Regierungen sollten in enger Absprache mit den Gewerkschaften von allen Ausnahmen 
Abstand nehmen, die für Beschäftigte des öffentlichen Sektors im Hinblick auf die in der 
EU üblichen Mindeststandards gelten, und damit die unschätzbare Rolle des Sektors bei 
der Reaktion auf COVID-19 und der Verhinderung einer weiteren Verbreitung dieser 
Krankheit anerkennen. 
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6 Neue Arbeitsformen  

Zu den Reaktionen auf die COVID-19-Krise gehören grundlegende Änderungen der 
Arbeitsmodalitäten, dazu zählt besonders eine umfassende Umstellung auf Telearbeit. Diese 
Veränderungen erfolgten oft kurzfristig und ohne Rückgriff auf die eigentlich dazu 
vorgesehen Prozeduren, um Sicherheit und Gesundheitsschutz zu gewährleisten, für eine 
zweckmäßige Arbeitsausstattung zu sorgen und eine entsprechende Vergütung 
festzusetzen. Auf diese Weise konnten Tausende von Arbeitsplätzen gerettet und die weitere 
Funktion des öffentlichen Dienstes aufrechterhalten werden. Eine weitere Folge war eine 
Verringerung des morgendlichen und nachmittäglichen Berufsverkehrs und eine Abnahme 
der tagungs- und konferenzbedingten Reisetätigkeit mit der Folge geringerer Staus und 
Luftverschmutzung. Diese Notfallmaßnahmen sollten allerdings nicht zur Regel werden, und 
es müssen zielführende Verhandlungen über die angemessene Bereitstellung von 
Schutzausrüstungen sowie über Schulungen und Gesundheits- und Sicherheitsprotokolle 
und auch über eine angemessene Kostenübernahme geführt werden; dazu gehört ebenfalls 
ein Versicherungsschutz vor arbeitsbedingten Unfällen während der Telearbeit. 

Die Telearbeit kann einen wichtigen Beitrag zur Verbesserung der Work-Life-Balance leisten, 
sollte aber auf der Grundlage von Vereinbarungen mit den Gewerkschaften eingeführt 
werden. Die Arbeitgeber könnten durch den Verzicht auf teure Büroflächen beträchtliche 
Einsparungen erzielen, dies darf aber nicht auf Kosten der Arbeitssicherheit und des 
Gesundheitsschutzes der Beschäftigten allgemein oder ohne Begleitung durch spezifische 
Maßnahmen gegen psychosoziale Risiken und ohne das Recht auf Unerreichbarkeit 
durchgesetzt werden. Die Umstellung auf Telearbeit vor dem Hintergrund von 
Schulschließungen wirft ebenfalls Fragen zu den Auswirkungen auf Frauen auf, die in 
einigen europäischen Ländern die Mehrheit der Arbeitskräfte im öffentlichen Sektor stellen 
und sich vermehrt mit der Problematik auseinandersetzen müssen, Pflege- und 
Betreuungsarbeit mit ihrer Erwerbstätigkeit zu vereinbaren. Es besteht ebenfalls ein erhöhtes 
Risiko häuslicher Gewalt, wenn eine Ehe oder Partnerschaft längere Lockdown-Zeiten 
überstehen muss. Die Behörden müssen hier entsprechende Maßnahmen ergreifen, 
Unterstützung kann aber auch über verhandelte Vereinbarungen erfolgen. Die 
Neuorganisation der öffentlichen Verwaltung muss gründlich geplant werden und die 
Erkundung der Möglichkeit neuer Arbeitsweisen beinhalten, die mehr Effektivität und eine 
bessere Work-Life-Balance garantieren. 

Für viele Beschäftigte im öffentlichen Dienst war der Einsatz gegen COVID-19 mit 
Überstunden verbunden, die besonders dann zu leisten waren, wenn die Infektion von 
Kollegen/-innen und Quarantänemaßnahmen dazu geführt hat, dass ein Teil des Personals 
nicht zur Arbeit erschienen ist. Die Arbeitgeber im öffentlichen Dienst müssen mit den 
Gewerkschaften über innovative Formen der Arbeitsorganisation und besonders über 
Maßnahmen verhandeln, krisenbedingte Probleme anzugehen. Dazu gehören zunehmende 
Stressbelastungen, Druck aufgrund pandemiebedingter Ängste und soziale Isolation. Die 
Arbeitnehmer/-innen müssen vor einem Burnout und anderen negativen Auswirkungen 
geschützt werden, die mit exzessiv langen Online-Sitzungen assoziiert sind. Der Einsatz von 
„Smart Working“-Techniken muss zu einem der Werkzeuge für die Verbesserung der Work-
Life-Balance werden und das Recht auf Unerreichbarkeit, Datensicherheit und Beteiligung 
der Gewerkschaften beinhalten. Radikale kurzfristig eingeführte Veränderungen wie 
Kurzarbeit sollten zu Überlegungen führen, wie das Thema Arbeitszeit langfristig zu 
behandeln ist und bei der Bewältigung zukünftiger Krisen eingesetzt werden kann. Die 
Auswirkungen online erbrachter öffentlicher Dienste auf den Zugang zu Bürgerdiensten und 
deren Qualität innerhalb einer Krisensituation sollten ebenfalls bewertet werden. 

Wichtige Punkte 

• Verhandlungen über innovative Methoden der Arbeitsorganisation, Thematisierung von 
Problemen infolge höherer Stressbelastungen sowie von Ängsten und sozialer Isolation 
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durch die Pandemie; Erkundung des Potenzials für das Recht auf Arbeit im Home Office 
und andere intelligente Formen der Arbeitsorganisation.  

• Eine langfristige Umstellung auf Telearbeit oder intelligentes Arbeiten muss auf der 
Grundlage von Kollektivverhandlungen vereinbart werden; dazu gehört auch das Recht 
auf Unerreichbarkeit. 

• Die Krise hat zu Fragen im Kontext der Verteilung von Arbeitszeit und zu Adhoc-
Vereinbarungen über Vergütungen und Arbeitsbedingungen geführt; hierüber muss im 
Hinblick auf langfristige potenzielle  Veränderungen verhandelt werden. 

 
 
7 Euroraum, Europäische Union und Europa insgesamt – Vorschläge für einen 
Neustart 

Die COVID-19-Krise hätte eine effektive und koordinierte Antwort auf europäischer Ebene 
verlangt, die EU-Institutionen waren dieser Aufgabe jedoch nicht vollumfänglich gewachsen. 
Nationale Initiativen haben Maßnahmen auf EU-Ebene oft vorgegriffen. Diese wurden durch 
mangelnde Einheit und fehlende Solidarität der Mitgliedstaaten ausgebremst. Die wichtige 
Rolle der EU als Koordinator wurde ebenfalls durch fehlende Ressourcen und 
widersprüchliche Einschätzungen ihrer Rolle in der Gesundheitspolitik begrenzt. Die 
fehlende Zusammenarbeit bei der Bereitstellung persönlicher Schutzausrüstungen und die 
Weigerung einer Vergesellschaftung zukünftiger Schulden zum Beispiel durch Eurobonds 
birgt die Gefahr langfristiger Schäden nicht zuletzt in Ländern wie Italien und Spanien, in 
denen es die am schlimmsten verlaufenden Infektionskurven gab. Damit sind die Risiken 
verstärkter antieuropäischer Ressentiments und weiterer Zugewinne rechtsradikaler Parteien 
gestiegen.  

Eine verbesserte Koordination muss sich auch auf andere europäischen Länder beziehen 
und auf globaler Ebene durch Institutionen wie die WHO erfolgen, die reformiert werden 
muss und die eher durch staatliche als durch private Mittel finanziert werden sollte. Der 
EGÖD wird sich an den auf EU-Ebene geführten Diskussionen über eine Europäische 
Gesundheitsunion beteiligen. In diesem Zusammenhang fordert der EGÖD die Europäische 
Kommission auf, mit der WHO die Notwendigkeit der Bereitstellung von Leitlinien für den 
Schutz von Arbeitnehmer/-innen zu erörtern und dafür zu sorgen, dass die an vorderster 
Front eingesetzten Beschäftigten über eine optimale persönliche Schutzausrüstung wie z. B. 
Atemschutzmasken und nicht nur über einfache Gesichtsmasken verfügen. WHO-
Empfehlungen zur öffentlichen Gesundheit und zu sozialen Maßnahmen am Arbeitsplatz 
wurden ohne Beteiligung von Arbeitnehmer/-innen erstellt, und die Empfehlungen zur 
Kontaktvermeidung, Risikobeurteilung und Testungsstrategien sind nicht geeignet, das 
Leben und das Wohlergehen von Arbeitnehmer/-innen zu schützen. 

Innerhalb des Euroraums bleibt die Aufgabe, mit Argumenten Zustimmung zu radikalen 
Maßnahmen wie der Vergesellschaftung von Schulden zu finden und über die Rolle und 
Kompetenzen der Europäischen Zentralbank zu befinden und die Frage nach der 
demokratischen Rechenschaftspflicht dieser Institution zu stellen.  

Angriffe auf Gewerkschafts- und Arbeitnehmerrechte unter dem Deckmantel von 
„Notstandsgesetzen“ zeigen, wie wichtig die Anwendung von IAO-Normen ist. Daraus ergibt 
sich die Frage, wie diese effektiver innerhalb der Europäischen Union umgesetzt werden 
können, und welche Rolle die EU spielen soll, wenn es um Reaktionen auf die Angriffe auf 
fundamentale Rechte geht. Dies gilt auch für die Beziehungen zu Nachbarländern der EU 
und zu Kandidatenländern.  

Der Europarat könnte in dieser Hinsicht ebenfalls eine wichtige Aufgabe übernehmen, auch 
im Lichte seiner Empfehlungen zur allgemeine EU-Politik, die sich im Hinblick auf die 
Behandlung von Flüchtlingen oder den Strafvollzug bewährt haben. 
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Um mit den Auswirkungen der Pandemie auf Migranten/-innen und Flüchtlinge und um mit 
dem anhaltenden Zustrom von Menschen nach Europa besser umgehen zu können, sollte 
das EUCARE-Netzwerk gestärkt werden. Es sollte eine Umfrage über die Auswirkungen von 
COVID-19 auf Arbeitsmigranten/-innen und Flüchtlinge durchführen und auf diese Weise 
feststellen, wie die Pandemie deren Gesundheit und deren Lebens- und Arbeitsbedingungen 
beeinflusst. Eine neue europäische Migrationspolitik einschließlich der Änderung der Dublin-
Verordnung muss auch in Zeiten der Krise ein wichtiges Thema der europäischen 
Gewerkschaftspolitik bleiben. 

 

8 Kommunikation, Lobbyarbeit und Kampagnen 

Das vorliegende Papier beschreibt die wichtigsten institutionellen und politischen 
Veränderungen, die im Hinblick auf eine umfassende Bewältigung der Krise erforderlich sind. 
Die Herausforderung wird darin bestehen, diese Veränderungen mit Unterstützung von 
Kommunikationsmaßnahmen, Lobbyarbeit und Kampagneninitiativen durchzusetzen. Einige 
der wichtigsten zu beachtenden Punkte seien hier genannt: 

Botschaften müssen eindeutig formuliert werden und brauchen eine Reihe eingängiger 
Slogans/Themen wie „Kampf für eine Zukunft für uns alle“, „Menschen und unser Planet sind 
wichtiger als Profit“, ein sozialer  „Green Deal für die Zukunft.“ 

Der Kampf gegen die Rückkehr zur Austeritätspolitik wird von entscheidender Bedeutung. 
Hierbei ist die Lektüre und Überarbeitung früherer Studien zu empfehlen, die die damalige 
Austeritätspolitik bereits kritisch gesehen haben. 
 
Das wird neue Taktiken und Methoden nach sich ziehen, wie wie Lobbyarbeit bei den 
Regierungen und den europäischen Institutionen leisten und dabei von den Erfahrungen 
unserer Mitglieder mit unterschiedlichen Initiativen wie Fotokampagnen, Petitionen, virtuellen 
öffentlichen Veranstaltungen mit Politiker/-innen usw. lernen. Zwar werden größere 
Demonstrationen auf absehbare Zeit nicht stattfinden können, gemeinsame Aktionen werden 
jedoch wichtig sein, und koordinierte Arbeitskampfmaßnahmen und sonstige Initiativen 
einschließlich rechtlicher Schritte müssen besonders dann eine Option sein, wenn sich 
Gewerkschaften gegen neue Austeritätsversuche wehren müssen, die mit angedrohten 
Lohnkürzungen oder Lohnstopps einhergehen und in gleicher Weise von internationalen 
Institutionen wie der EU, dem Internationalen Währungsfonds oder einer Troika in neuer 
Besetzung orchestriert werden. 
 
Die Zusammenarbeit in Bündnissen kann wichtig sein, um bestimmte Forderungen 
durchzusetzen. Dies hat die Erfahrung diverser Initiativen in den Bereichen Handel, 
öffentliches Auftragswesen, das Recht auf Wasser und das Recht auf Energie gezeigt. Es 
gibt eine Reihe von Organisationen wie zum Beispiel Kampagnengruppen gegen Armut, für 
Steuergerechtigkeit, für einen Green Deal und für andere Anliegen, mit denen eine 
Zusammenarbeit sinnvoll erscheint, weil sie die Kampagnen- und Lobbykapazitäten des 
EGÖD verstärken. 
 
Es gibt ein Potenzial, die zurzeit besonders positive Wahrnehmung und Unterstützung 
öffentlicher Dienste zu nutzen und zum Beispiel eine Form dauerhafter Anerkennung zu 
etablieren. So könnte der 23. Juni (Welttag des öffentlichen Dienstes) in einen europäischen 
Jahrestag zur Erinnerung an die Opfer und den Einsatz aller Beschäftigten im öffentlichen 
Dienst umgewidmet und als europäischer oder weltweiter Feiertag begangen werden. Wir 
können ihn als jährlichen Aktionstag für die Rechte der Beschäftigten im öffentlichen Dienst 
und für qualitativ hochwertige öffentliche Dienste nutzen.  
 


